Deutscher Bundestag Drucksache 13/5606 

13. Wahlperiode 

25 . 09 . 96 


Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuß) 


zum Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 13/4587 und 13/4718 - 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes (AAÜG-Änderungsgesetz - AAÜG-ÄndG) 


A. Problem 

Das Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz enthält 
besondere Regelungen zur Berücksichtigungsfähigkeit von Ein- 
kommen bestimmter Personengruppen, die bei typisierender Be- 
trachtung durch ihre Tätigkeit zur Stärkung oder Aufrechterhal- 
tung des poütischen Systems der ehemaligen DDR beigetragen 
haben. Ziel des Gesetzentwurfs ist es, diese eingeschränkte Be- 
rücksichtigung von Einkommen auf den Kembereich der Verant- 
wortungsträger zu beschränken. 

Nach dem geltenden Recht ergeben sich Härten dadurch, daß 
Dienstbeschädigungsteilrenten neben Altersrenten oder Renten 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit nicht geleistet werden 
können. 


B. Lösung 

Annahme des Gesetzentwurfs in der vom Ausschuß geänderten 
Fassung. 

Konzentration der Regelungen zur Begrenzung des für die Ren- 
tenberechnung berücksichtigungsfähigen Einkommens auf Ein- 
kommen 

- von ehemaügen hauptberuflichen Mitarbeitern des Ministeriums 
für Staatssicherheit/Amtes für Nationale Sicherheit, 

- von Personen, das Ausdruck einer politisch, gesellschaftlich oder 
einkommensmäßig priviligierten Stellung mit besonderer Ver- 
antwortung oder Mitverantwortung für die Stärkung oder Auf- 
rechterhaltung des poütischen Systems der ehemaügen DDR 
war. 
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Schaffung eines Anspruchs auf einen Dienstbeschädigungsaus- 
gleich entsprechend den Regelungen im Beamten- und Soldaten- 
versorgungsrecht für Personen, die vor Schließung bestimmter 
Sonderversorgungssysteme im Beitrittsgebiet eine Dienstbeschä- 
digung erlitten haben. 

Mehrheit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Ablehnung des Gesetzentwurfs. 


D. Kosten 

Durch die im Gesetzentwurf in der Fassung der Beschlußempfeh- 
lung vorgeschlagenen Maßnahmen fallen wegen der Änderung 
des Inkrafttretens die für das Jahr 1996 angesetzten Mehraus- 
gaben in Höhe von 142 Mio. DM (hiervon Bund rd. 42 Mio. DM 
und Länder rd. 100 Mio. DM) nicht an, so daß sich erst vom Jahre 
1997 an zusätzliche Aufwendungen ergeben r die sich für 1997 
auf 179 Mio. DM (hiervon Bund 53 Mio. DM und Länder 126 Mio. 
DM) belaufen. Die Kosten für den vorgesehenen Dienstbeschädi- 
gungsausgleich betragen 10 Mio. DM (4,6 Mio. DM Bund und 
5,4 Mio. DM Länder). 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf - Drucksachen 13/4587 und 13/4718 - in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung 
anzunehmen. 


Bonn, den 25. September 1996 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Ulrike Mäscher Manfred Grund 

Vorsitzende und Berichterstatterin Berichterstatter 

Uwe Lühr 
Berichterstatter 


Andrea Fischer (Berlin) 

Berichterstatterin 

Petra Bläss 
Berichterstatterm 
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Zusammenstellung 

des Entwurfes eines Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes (AAÜG-Änderungsgesetz - AAÜG-ÄndG) 

- Drucksachen 13/4587 und 13/4718 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit und Soziaiordnung (1 1 . Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Anspruchs- und Anwartschafts- 
überführungsgesetzes (AAÜG-Änderungsgesetz - 
AAÜG-ÄndG) 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Änderung des Anspruchs- 
und Anwartschaftsüberführungsgesetzes 

Das Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungs- 
gesetz vom 25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1606, 1677), das 
zuletzt durch ... geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. Dem § 4 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Sätze 1 und 2 sind auch bei Beginn einer 
Rente wegen Todes nach den Vorschriften des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch in der Zeit vom 
1. Januar 1994 bis zum 31. Dezember 1996 an- 
zuwenden, wenn der verstorbene Versicherte eine 
Rente bezogen hat, die unter Anwendung der 
Sätze 1 und 2 oder des § 307 b Abs. 3 Satz 2 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch festgestellt 
worden ist." 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„Zeiten der Zugehörigkeit zu dem Versor- 
gungssystem nach Anlage 1 Nr. 17 sind Zeiten 
der Ausübung eines Tänzerberufes, für die nach 
dem Ausscheiden aus dem Tänzerberuf eine be- 
rufsbezogene Zuwendung an Ballettmitglieder 
in staatlichen Einrichtungen geleistet werden 
konnte." 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz eingefügt: 

„(2 a) Als Zeiten der Zugehörigkeit zu einem 
Versorgungssystem gelten auch Anwartschafts- 
zeiten für eine Wiedereinbeziehung in das Ver- 
sorgungssystem. " 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung und 
Ergänzung des Anspruchs- und Anwartschafts- 
überführungsgesetzes (AAÜG-Änderungsgesetz - 
AAÜG-ÄndG) 

Vom ... 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra- 
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Anspruchs- 
und Anwartschaftsüberführungsgesetzes 

Das Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungs- 
gesetz vom 25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1606, 1677), das 
zuletzt durch ... geändert worden ist, wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 
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3. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Für Zeiten der Zugehörigkeit zu einem 
Versorgungssystem nach Anlage 1 Nr. 2, 3 oder 
Nr. 19 bis 27 oder Anlage 2 Nr. 1 bis 3 bis zum 
17. März 1990, in denen eine Beschäftigung oder 
Tätigkeit ausgeübt wurde, in der ein Ar- 
beitsentgelt oder Arbeitseinkommen mindestens 
in Höhe des jeweiligen Beitrags der Anlage 4 
bezogen wurde, ist den Pflichtbeitragszeiten als 
Verdienst der jeweilige Betrag der Anlage 5 zu- 
grunde zu legen. Für die Ermittlung des nach 
Anlage 4 jeweils maßgebenden Betrags werden 
neben dem Gehalt oder der Dienststellungs - und 
Dienstgradvergütung auch eine Aufwandsent- 
schädigung oder eine Dienstalterszulage be- 
rücksichtigt. Weitere Zulagen werden nicht be- 
rücksichtigt. Eine Minderung des Arbeitsent- 
gelts oder Arbeitseinkommens durch Arbeits- 
ausfalltage bleibt für die Ermittlung des nach 
Anlage 4 jeweils maßgebenden Betrags außer 
Betracht 


b) In Absatz 3 Nr. 8 werden die Wörter „oder eh- 
renamtlichen" gestrichen. 

c) Absatz 4 wird gestrichen. 

d) Die bisherigen Absätze 5 bis 6a werden die Ab- 
sätze 4 bis 6. 

4. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 und 3 sowie in Absatz 2 wer- 
den jeweils die Wörter „der Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte" durch die 
Wörter „dem für die Feststellung der Leistungen 
zuständigen Träger der Rentenversicherung" 
ersetzt. 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Die Bun- 
desversicherungsanstalt für Angestellte " 
durch die Wörter „Der für die Feststellung 
der Leistungen zuständige Träger der Ren- 
tenversicherung" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wort „Sie" durch das 
Wort „Er" ersetzt. 

c) In Absatz 7 Satz 2 wird die Angabe „§ 6 Abs. 6" 
durch die Angabe „§ 6 Abs. 5 und 6" ersetzt. 

5. In § 9 Abs. 1 Nr. 2 wird Satz 2 gestrichen. 


6. § 11 wird wie folgt geändert: 


a) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 
„§ 10 Abs. 5 gilt entsprechend." 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

3. § 6 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Für Zeiten der Zugehörigkeit zu einem 
Versorgungssystem nach Anlage 1 Nr. 2, 3 oder 
Nr. 19 bis 27 oder Anlage 2 Nr. 1 bis 3 bis zum 
17. März 1990, in denen eine Beschäftigung oder 
Tätigkeit ausgeübt wurde, in der ein Ar- 
beitsentgelt oder Arbeitseinkommen mindestens 
in Höhe des jeweiligen Betrags der Anlage 4 
bezogen wurde, ist den Pflichtbeitragszeiten als 
Verdienst der jeweilige Betrag der Anlage 5 zu- 
grunde zu legen. Für die Ermittlung des nach 
Anlage 4 jeweils maßgebenden Betrags wird 
neben dem Gehalt oder den Vergütungen für 
die Dienststellung, den Dienstgrad und das 
Dienstalter auch eine Aufwandsentschädigung 
berücksichtigt. Zulagen werden nicht berück- 
sichtigt. Bei einer Minderung des Arbeits- 
entgelts oder Arbeitseinkommens durch Ar- 
beitsausfalltage ist für die Ermittlung des nach 
Anlage 4 jeweils maßgebenden Betrags das Ar- 
beitsentgelt oder Arbeitseinkommen zugrunde zu 
legen, das ohne die Arbeitsausfalltage erzielt 
worden wäre. " 


b) unverändert 

c) unverändert 

d) unverändert 

4. unverändert 


5. unverändert 

5a. In § 10 Abs. 5 Satz 1 wird die Angabe „Satz 1" 
gestrichen. 

6. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 
eingefügt: 

„Renten wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 
werden auf diese Versorgungsleistungen ange- 
rechnet." 

b) Dem Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 10 Abs. 5 güt entsprechend." 
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Entwurf 

b) In Absatz 3 Satz 1 werden die Wörter „spä- 
testens mit Beginn einer Rente wegen Alters " 
durch die Wörter „, wenn die Voraussetzungen 
für eine Rente wegen Alters nach den Vorschrif- 
ten des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch oder 
nach dem Übergangsrecht für Renten nach den 
Vorschriften des Beitrittsgebiets erfüllt sind” er- 
setzt 


c) Nach Absatz 3 werden folgende Absätze ein- 
gefügt: 

„(3a) Der Versorgungsträger soll den Be- 
rechtigten, der in absehbarer Zeit die Voraus- 
setzungen für den Anspruch auf Rente wegen 
Alters voraussichtlich erfüllt , auffordem, diese 
Rente innerhalb eines Monats zu beantragen. 
Stellt der Berechtigte den Antrag nicht, ruht der 
Anspruch auf die Versorgungsleistung vom Ta- 
ge nach Ablauf der Frist bis zu dem Tage, an 
dem der Berechtigte die Rente beantragt Fällt 
der zuerkannte Anspruch auf Rente wegen Al- 
ters weg, so ruht der Anspruch auf die Versor- 
gung sleistung, wenn die Voraussetzungen für 
einen Rentenanspruch nach dem Zweiten Un- 
terabschnitt des Zweiten Abschnitts des Zweiten 
Kapitels des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch 
weiterhin erfüllt sind. 


(3b) Ist dem Berechtigten 

1. eine Rente wegen Alters zuerkannt und 

2. erreicht der um die Hälfte des Beitrags zur 
gesetzlichen Krankenversicherung und zur 
sozialen Pflegeversicherung verminderte Mo- 
natsbetrag der Vollrente wegen Alters vor 
Anwendung der rentenrechtlichen Vorschrif- 
ten über das Zusammentreffen von Renten 
und Einkommen in dem Monat, in dem die 
Entscheidung über die Bewilligung der Ver- 
sorgungsleistung wegen der Zuerkennung 
des Rentenanspruchs aufgehoben wird, nicht 
die Höhe der auf diesen Monat entfallenden 
ungekürzten Versorgungsleistung, 

leistet der Versorgungs träger im Anschluß an 
den Bezug der Versorgungsleistung für Zeiten, 
für die die Rente zuerkannt ist, anstelle der Ver- 
sorgungsleistung einen Ausgleichsbetrag. Die- 
ser wird in Höhe des UnLerschiedsbetrags nach 
Satz 1 Nr. 2 für die verbleibende Dauer des An- 
spruchs auf die Versorgungsleistung gezahlt ; § 3 
dieses Gesetzes sowie § 3 Satz 1 Nr. 3,4 und 
§ 229 a Abs. 1 des Sechsten Buches Sozialge- 
setzbuch sind nicht anzuwenden. " 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 

c) Absatz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Der Anspruch auf Versorgungsleistun- 
gen nach Absatz 1 Satz 1 Buchstabe a entfällt 
mit Beginn einer Rente wegen Alters, späte- 
stens zum Ende des Monats, der dem Monat 
vorangeht, in dem erstmals eine Rente wegen 
Alters ohne eine Rentenminderung wegen vor- 
zeitiger Inanspruchnahme der Rente bezogen 
werden kann.“ 

d) Nach Absatz 3 werden die folgenden Absätze 
eingefügt: 

„(3a) Der Versorgungsträger soll den Be- 
rechtigten, der die Voraussetzungen für einen 
Anspruch auf Rente wegen Alters ohne Ren- 
tenminderung erfüllen könnte oder in ab- 
sehbarer Zeit voraussichtlich erfüllen wird, 
auffordem, diese Rente innerhalb eines Monats 
zu beantragen. Stellt der Berechtigte den Antrag 
nicht, ruht der Anspruch auf die Versorgungs- 
leistung mit Ablauf des Monats, in dem die Frist 
abläuft. Der Anspruch lebt wieder auf mit Ab- 
lauf des Monats, in dem der Berechtigte den 
Antrag stellt. Er lebt rückwirkend wieder auf, 
wenn der Berechtigte nachweist, daß die Vor- 
aussetzungen für den Anspruch auf Altersrente 
nicht erfüllt waren. Die Sätze 1 bis 4 sind auch 
anzuwenden, wenn der Berechtigte während 
des Bezugs einer Teilrente wegen Alters die 
Voraussetzungen für eine höhere Rente als die 
bezogene Teilrente erfüllen könnte oder in ab- 
sehbarer Zeit voraussichtlich erfüllen wird. 

(3b) Ist dem Berechtigten 

1. eine Rente wegen Alters zuerkannt und 

2. erreicht der um die Hälfte des Beitrags zur 
gesetzlichen Krankenversicherung und zur 
sozialen Pflegeversicherung verminderte Mo- 
natsbetrag der Rente wegen Alters in dem 
Monat, in dem die Entscheidung über die 
Bewilligung der Versorgungsleistung wegen 
der Zuerkennung des Rentenanspruchs auf- 
gehoben wird, nicht die Höhe des auf diesen 
Monat nach Einkommensanrechnung entfal- 
lenden Betrags der um den Beitrag zur ge- 
setzlichen Krankenversicherung und zur so- 
zialen Pflegeversicherung verminderten Ver- 
sorgungsleistung, 

leistet der Versorgungsträger im Anschluß an 
den Bezug der Versorgungsleistung für Zeiten, 
für die die Rente zuerkannt ist, anstelle der Ver- 
sorgungsleistung einen Ausgleichsbetrag. Die- 
ser wird in Höhe des jeweiligen Unterschieds- 
betrags nach Satz 1 Nr. 2 so lange gezahlt, wie 
die Versorgungsleistung sonst zugestanden 
hätte; § 3 Satz 1 Nr. 3, 4 und § 229 a Abs. 1 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch sowie § 3 
sind nicht anzuwenden. Der Ausgleichsbetrag 
ist entsprechend den Sätzen 1 und 2 mit Wir- 
kung ab dem Zeitpunkt neu festzustellen und zu 
zahlen, zu dem sich der Monatsbetrag der 
Rente wegen geänderten Hinzuverdienstes ver- 
ändert. Im übrigen sind die §§ 18 b bis 18 e des 
Vierten Buches Sozialgesetzbuch entsprechend 
anzuwenden. “ 


6 




Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Drucksache 13/5606 


Entwurf 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden das Wort „sowie" durch 
das Wort „und" ersetzt und nach der An- 
gabe „Abs. 3 Nr. 1 und 2" die Wörter 
„sowie Renten wegen verminderter Er- 
werbsfähigkeit" eingefügt. 

bb) In Satz 3 wird der Halbsatz nach dem Se- 
mikolon wie folgt gefaßt: 

„Satz 2 ist anzuwenden." 


e) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(5 a) Der Anspruch auf Dienstbeschädi- 
gungsteilrente aus einem Sonderversorgungs- 
system nach Anlage 2 Nr. 1 bis 3 entfällt zum 
31. Dezember 1995." 

7. Dem § 13 wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Die Einstellung nach Absatz 1 hat der Ver- 
sorgungsträger durch Bescheid vorzunehmen . Die 
Anhörung eines Beteiligten vor Erlaß des Be- 
scheides ist nicht erforderlich. § 8 Abs. 3 Satz 2 ist 
anzuwenden.” 


8. Dem § 14 wird folgender Absatz angefügt: 

„(5) Für Berechtigte, deren Rente nach den Ab- 
sätzen 1 bis 4 neu zu berechnen ist, ist bis zur 
Neuberechnung der Rente für die Feststellung 
des Erhöhungsbetrages, der sich aus Rentenan- 
passungen nach den Vorschriften des Sechsten 
Buches Sozialgesetzbuch ergibt, § 14 Abs. 3 in 
der bis zum 30. Juni 1993 geltenden Fassung 
weiter anzuwenden. " 

9. In Anlage 1 Nr. 17 werden die Wörter „in staat- 
lichen Einrichtungen" durch die Wörter „im Rah- 
men der Anordnung über die Gewährung einer 
berufsbezogenen Zuwendung an Ballettmitglieder 
in staatlichen Einrichtungen der DDR" ersetzt. 

10. Die Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird das Datum „1. Juli 1954" 
durch das Datum „1. Januar 1953" ersetzt. 

b) In Nummer 4 wird das Datum „1. März 1953" 
durch das Datum „1. Januar 1953" ersetzt. 


Beschlüsse des 11. Aus schus s e s 

e) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 
aa) unverändert 


bb) unverändert 


cc) In Satz 4 werden die Wörter „nach Satz 1 
und 3 44 ersetzt durch die Wörter „nach den 
Sätzen 1 und 3 sowie nach Absatz 1 Satz 1 
Buchstabe b“. 

f) Nach Absatz 5 wird folgender Absatz einge- 
fügt: 

„(5 a) Der Anspruch auf Dienstbeschädigungs- 
teilrente aus einem Sonderversorgungssystem 
nach Anlage 2 Nr. 1 bis 3 entfällt zum 31. Dezem- 
ber 1996." 

7. § 13 wird wie folgt geändert 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „wird 
die Zahlung folgender Leistungen eingestellt 8 9 10 11 
durch die Wörter „werden folgende Leistun- 
gen nicht mehr gewährt“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird das Wort „eingestellt“ durch 
die Wörter „nicht mehr gewährt“ ersetzt 

c) Folgender Absatz wird angefügt: 

„(3) Die Entscheidung nach Absatz 1 hat der 
Versorgungsträger durch Bescheid vorzu- 
nehmen. Die Anhörung eines Beteiligten vor 
Erlaß des Bescheides ist nicht erforderlich. § 8 
Abs. 3 Satz 2 ist anzuwenden.“ 

8. unverändert 


9. unverändert 


10. unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 11. Ausschusses 

11. Die Anlage 4 wird wie folgt gefaßt: 11. unverändert 

„Anlage 4 

Jahresarbeitsentgelt nach § 6 Abs. 2 


Kalenderjahr 

Betrag in DM 

1950 

31 560,00 

1951 

31 560,00 

1952 

31 560,00 

1953 

31 560,00 

1954 

31 560,00 

1955 

31 560,00 

1956 

31 560,00 

1957 

31 560,00 

1958 

31 560,00 

1959 

31 560,00 

1960 

31 560,00 

1961 

31 560,00 

1962 

29 760,00 

1963 

29 760,00 

1964 

29 760,00 

1965 

29 760,00 

1966 

29 760,00 

1967 

29 760,00 

1968 

29 760,00 

1969 

29 760,00 

1970 

29 760,00 

1971 

29 760,00 

1972 

31 560,00 

1973 

31 560,00 

1974 

31 560,00 

1975 

31 560,00 

1976 

31 560,00 

1977 

31 560,00 

1978 

31 560,00 

1979 

31 560,00 

1980 

31 560,00 

1981 

31 560,00 

1982 

31 560,00 

1983 

31 560,00 

1984 

31 560,00 

1985 

31 800,00 

1986 

31 800,00 

1987 

31 800,00 

1988 

31 800,00 

1989 

31 800,00 

1. Januar bis 

17. März 1990 

31 800,00" 


12. Die Anlagen 7 und 8 werden gestrichen. 


12. unverändert 
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Artikel 2 

Änderung des Sechsten Buches 
Sozialgesetzbuch 

In § 307 b Abs. 2 des Sechsten Buches Sozialge- 
setzbuch -Gesetzliche Rentenversicherung- (Arti- 
kel 1 des Gesetzes vom 18, Dezember 1989, BGBl. I 
S. 2261, 1990, 1 S. 1337), das zuletzt durch ... geändert 
worden ist, werden nach Satz 2 die folgenden Sätze 
eingefügt: 

„Satz 1 gilt auch bei Änderung des Bescheides über 
die Neuberechnung. Dabei ist § 44 Abs. 4 Satz 1 des 
Zehnten Buches Sozialgesetzbuch nicht anzuwenden, 
wenn das Überprüfungsverfahren innerhalb von vier 
Jahren nach Ablauf des Jahres der erstmaligen Ertei- 
lung eines Rentenbescheides nach Absatz 1 begon- 
nen hat. " 

Artikel 3 

Gesetz über einen Ausgleich 
für Dienstbeschädigungen im Beitrittsgebiet 

§1 

Anspruch 

Anspruch auf einen Dienstbeschädigungsausgleich 
haben vom 1. Januar 1996 an Personen, die am 
31. Dezember 1995 

1. Ansprüche auf Dienstbeschädigungsvoll- oder -teil- 
renten (Dienstbeschädigungsrenten) aus einem der 
Sonderversorgungssysteme nach Anlage 2 Nr. 1 
bis 3 des Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh- 
rungsgesetzes nach dem bis zum 31. Dezember 
1995 geltenden Recht hatten oder aufgrund der 
Regelungen nach dem Anspruchs- und Anwart- 
schaftsüberführungsgesetz oder nach den Sonder- 
versorgungssystemen wegen des Zusammentref- 
fens mit anderen Leistungen oder wegen der 
Überführung in die gesetzliche Rentenversiche- 
rung nicht mehr hatten, 

2. Ansprüche im Sinne der Nummer 1 nach dem bis 
zum 31. Dezember 1995 geltenden Recht nicht 
mehr hatten, weil sie vor dem 19. Mai 1990 ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in das Gebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland ohne das Beitrittsgebiet 
verlegt haben. 

Wurde am 31. Dezember 1995 eine Dienstbeschä- 
digungsrente nicht gezahlt, wird der Dienstbeschädi- 
gungsausgleich auf Antrag gezahlt. 

§2 

Höhe 

(1) Der Dienstbeschädigungsausgleich wird bei ei- 
nem Körper- oder Gesundheitsschaden, der nach den 
Regelungen der Sonderversorgungssysteme zu einem 
Anspruch auf eine Dienstbeschädigungsrente geführt 
hat oder führen würde, in Höhe der für das Beitrittsge- 
biet geltenden Grundrente nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz geleistet. Dabei gilt der Grad des Körper- 
oder Gesundheitsschadens als Grad der Minderung der 
Erwerbsfähigkeit; bei einer Minderung der Erwerbsfä- 
higkeit um 20 vom Hundert sind zwei Drittel der Min- 
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Artikel 2 

unverändert 


Artikel 3 

Gesetz über einen Ausgleich 
für Dienstbeschädigungen im Beitrittsgebiet 

§1 

Anspruch 

Anspruch auf einen Dienstbeschädigungsausgleich 
haben vom 1. Januar 1997 an Personen, die am 
31. Dezember 1996 

1. Ansprüche auf Dienstbeschädigungsvoll- oder -teil- 
renten (Dienstbeschädigungsrenten) aus einem der 
Sonderversorgungssysteme nach Anlage 2 Nr. 1 bis 
3 des Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh- 
rungsgesetzes nach dem bis zum 31. Dezember 
1996 geltenden Recht hatten oder aufgrund der 
Regelungen nach dem Anspruchs- und Anwart- 
schaftsüberführungsgesetz oder nach den Sonder- 
versorgungssystemen wegen des Zusammentref- 
fens mit anderen Leistungen oder wegen der 
Überführung in die gesetzliche Rentenversiche- 
rung nicht mehr hatten, 

2. Ansprüche im Sinne der Nummer 1 nach dem bis 
zum 31. Dezember 1996 geltenden Recht nicht 
mehr hatten, weü sie vor dem 19. Mai 1990 ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in das Gebiet der Bun- 
desrepublik Deutschland ohne das Beitrittsgebiet 
verlegt haben. 

Wurde am 31. Dezember 1996 eine Dienstbeschä- 
digungsrente nicht gezahlt, wird der Dienstbeschä- 
digungsausgleich auf Antrag gezahlt. 

§2 

Höhe 

(1) unverändert 
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destgrundrente zugrunde zu legen. Für den Dienstbe- 
schädigungsausgleich, der wegen einer in die ge- 
setzliche Rentenversicherung überführten Dienst- 
beschädigungsvollrente zu leisten ist, wird der Grad 
des Körper- oder Gesundheitsschadens neu festge- 
stellt; bis zu dieser Feststellung können die Versor- 
gungsträger auf Antrag einen Dienstbeschädigungs- 
ausgleich auf der Grundlage eines Grades des Kör- 
per- oder Gesundheitsschadens von 70 vom Hundert 
unter dem Vorbehalt einer rückwirkenden Neufest- 
stellung leisten. 

(2) Wurde am 31. Dezember 1995 eine Dienstbe- 
schädigungsteilrente gezahlt, wird der Dienstbeschä- 
digungsausgleich mindestens in der Höhe geleistet, 
die sich für diese Dienstbeschädigungsteilrente nach 
dem bis zum 31. Dezember 1995 geltenden Recht er- 
geben würde. 

(3) Ein Dienstbeschädigungsausgleich nach diesem 
Gesetz bleibt als Einkommen unberücksichtigt, wenn 
bei Sozialleistungen aufgrund von Rechtsvorschriften 
die Gewährung oder die Höhe dieser Leistungen von 
anderen Einkommen abhängt. 

§3 

Verfahren, Erstattung, Rechtsweg 

Für die Feststellung der Anspruchsvoraussetzun- 
gen, das Verwaltungsverfahren, die Auszahlung, die 
Erstattung und den Rechtsweg gelten die bis zum 
31. Dezember 1995 für die Dienstbeschädigungsteil- 
renten geltenden Regelungen des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes und der AAÜG- 
Erstattungsverordnung entsprechend. Die Vorschrif- 
ten des Ersten und Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
sind anzuwenden. 

Artikel 4 

Änderung des Fremdrentengesetzes 

In § 22 a Abs. 1 Satz 1 des Fremdrentengesetzes in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnum- 
mer 824-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, das 
zuletzt durch ... geändert worden ist, werden nach der 
Angabe „6" die Angabe „Abs. 2 und 3" eingefügt und 
die Wörter „dort jeweils genannten Personen- 
gnippen" durch die Wörter „Funktionen, die den dort 
genannten Funktionen vergleichbar sind, " ersetzt. 

Artikel 5 

Änderung des Fremdrenten- und Auslands- 
renten-Neuregelungsgesetzes 

§ 4 a des Fremdrenten- und Auslandsrenten- 
Neuregelungsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 824-3, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, das zuletzt durch ... geändert 
worden ist, wird wie folgt gefaßt: 

«§ 4 a 

(1) § 22 a des Fremdrentengesetzes gilt nicht für 
Personen nach § 4 Abs. 5 Buchstabe b. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


(2) Wurde am 31. Dezember 1996 eine Dienstbe- 
schädigungsteilrente gezahlt, wird der Dienstbeschä- 
digungsausgleich mindestens in der Höhe geleistet, 
die sich für diese Dienstbeschädigungsteilrente nach 
dem bis zum 31. Dezember 1996 geltenden Recht er- 
geben würde. 

(3) unverändert 


§3 

Verfahren, Erstattung, Rechtsweg 

Für die Feststellung der Anspruchsvoraussetzun- 
gen, das Verwaltungsverfahren, die Auszahlung, die 
Erstattung und den Rechtsweg gelten die bis zum 
31. Dezember 1996 für die Dienstbeschädigungsteil- 
renten geltenden Regelungen des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes und der AAÜG- 
Erstattungsverordnung entsprechend. Die Vorschrif- 
ten des Ersten und Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
sind anzuwenden. 


Artikel 4 

unverändert 


Artikel 5 

unverändert 
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(2) Für Personen, die Zeiten nach § 6 Abs. 2 oder 3 
oder nach § 7 des Anspruchs- und Anwartschafts- 
überführungsgesetzes zurückgelegt haben, findet 
§ 22 a Abs. 3 des Fremdrentengesetzes für diese im 
Beitrittsgebiet zurückgelegten Zeiten Anwendung. " 


Artikel 6 

Übergangsvorschriften 

Bestand am ... (Tag der Verkündung des Gesetzes) 
Anspruch auf eine Rente, der Pflichtbeitragszeiten 
zugrunde liegen, für die als Verdienst ein Arbeitsent- 
gelt oder Arbeitseinkommen nach § 6 Abs. 2 oder 3 
des Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsge- 
setzes in der am 31. Dezember 1995 geltenden Fas- 
sung festgestellt worden ist, ist diese Rente neu fest- 
zustellen, wenn in diesen Zeiten ein Arbeitsentgelt 
oder Arbeitseinkommen bezogen wurde, das den je- 
weiligen Betrag der Anlage 4 des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes nicht erreichte. 
Der neu festgestellten Rente sind mindestens die bis- 
herigen persönlichen Entgeltpunkte zugrunde zu le- 
gen. Der Versorgungsträger teilt dem für die Neu- 
feststellung der Leistungen zuständigen Träger der 
Rentenversicherung die Daten mit, die bei der Neu- 
feststellung als Verdienst berücksichtigt werden. Der 
Versorgungsträger hat dem Berechtigten den Inhalt 
der Mitteilung nach Satz 2 durch Bescheid bekannt- 
zugeben. Die Vorschriften des Dritten Abschnitts des 
Ersten Kapitels des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch 
sind anzuwenden. 


Artikel 7 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1996 in Kraft, soweit in den folgenden Absätzen nicht 
etwas anderes bestimmt ist. 

(2) Artikel 1 Nr. 2, 9 und 10 tritt mit Wirkung vom 
1. August 1991 in Kraft. 

(3) Artikel 1 Nr. 8 tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1993 
in Kraft. 

(4) Artikel 1 Nr. 1 und 4 tritt mit Wirkung vom 
1. Januar 1994 in Kraft. 

(5) Artikel 1 Nr. 6 Buchstabe b und c sowie Arti- 
kel 2 und 6 treten am Tag nach der Verkündung des 
Gesetzes in Kraft. 


Beschlüsse des 11. Ausschusses 


Artikel 6 

Übergangsvorschriften 

Bestand am ... (31. Dezember 1996) Anspruch auf 
eine Rente, der Pflichtbeitragszeiten zugrunde liegen, 
für die als Verdienst ein Arbeitsentgelt oder Arbeits- 
einkommen nach § 6 Abs. 2 oder 3 des Anspruchs- 
und Anwartschaftsüberführungsgesetzes in der am 
31. Dezember 1996 geltenden Fassung festgestellt 
worden ist, ist diese Rente neu festzustellen, wenn in 
diesen Zeiten ein Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkom- 
men bezogen wurde, das den jeweiligen Betrag der 
Anlage 4 des Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh- 
rungsgesetzes nicht erreichte. Der neu festgestellten 
Rente sind mindestens die bisherigen persönlichen 
Entgeltpunkte zugrunde zu legen. Der Versorgungs- 
träger teilt dem für die Neufeststellung der Leistun- 
gen zuständigen Träger der Rentenversicherung die 
Daten mit, die bei der Neufeststellung als Verdienst 
berücksichtigt werden. Der Versorgungsträger hat 
dem Berechtigten den Inhalt der Mitteilung nach 
Satz 3 durch Bescheid bekanntzugeben. Die Vor- 
schriften des Dritten Abschnitts des Ersten Kapitels 
des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch sind anzuwen- 
den. Die Rente ist auf Antrag des Berechtigten auch 
dann neu festzustellen, wenn für sie Zeiten der Zu- 
gehörigkeit zu einem Versorgungssystem bei Wie- 
dereinbeziehung in das Versorgungssystem (§ 5 
Abs. 2 a des Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh- 
rungsgesetzes) zu berücksichtigen sind. Die Sätze 2 
bis 5 sind anzuwenden. 


Artikel 7 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1997 in Kraft, soweit in den folgenden Absätzen nicht 
etwas anderes bestimmt ist. 

(2) unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) Artikel 1 Nr. 6 und Artikel 2 treten am Tag nach 
der Verkündung des Gesetzes in Kraft. 
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Bericht der Abgeordneten Manfred Grund, Ulrike Mäscher, Andrea Fischer (Berlin), 
Uwe Lühr und Petra Bläss 


A. Allgemeiner Teil 

I. Beratungsverlauf 

a) Allgemein 

Der Gesetzentwurf auf Drucksache 13/4587 ist in der 
108. Sitzung des Deutschen Bundestages am 24. Mai 
1996 an den Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
zur federführenden Beratung und an den Rechtsaus- 
schuß, den Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend sowie den Haushaltsausschuß - diesem 
auch gemäß § 96 GO-BT - zur Mitberatung überwie- 
sen worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 696. Sitzung am 3. Mai 
1996 eine Stellungnahme - Drucksache 13/4718 - 
zu dem Gesetzentwurf abgegeben, zu der die Bun- 
desregierung eine Gegenäußerung - Drucksache 
13/4718 - vorgelegt hat. 

Der Rechtsausschuß hat dem federführenden Aus- 
schuß in seiner Sitzung am 25. September 1996 mit 
den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie der Gruppe der 
PDS bei drei Enthaltungen aus der Fraktion der SPD 
empfohlen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Der Ausschuß für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend hat dem federführenden Ausschuß in seiner 
Sitzung am 25. September 1996 mit den Stimmen der 
Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stim- 
men der Fraktion der SPD und der Gruppe der PDS 
bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN die Annahme des Gesetzentwurfs in der Fas- 
sung der vom federführenden Ausschuß angenom- 
menen Änderungsanträge empfohlen. 

Der Haushaltsausschuß hat dem federführenden 
Ausschuß in seiner Sitzung am 25. September 1996 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und 
F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion der SPD bei 
Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und der Gruppe der PDS ebenfalls empfohlen, dem 
Gesetzentwurf zuzustimmen. 

Der federführende Ausschuß für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat den Gesetzentwurf in seiner 73. Sitzung 
am 25. September 1996 erstmalig beraten und die Be- 
ratung auch in dieser Sitzung abgeschlossen. Der 
Ausschuß hat mit den Stimmen der Fraktionen der 
CDU/CSU und F.D.P. gegen die Stimmen der Frak- 
tion der SPD bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 
90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS sowie 
einer Enthaltung aus der Fraktion der SPD beschlos- 
sen, den Gesetzentwurf in der aus der vorstehenden 
Zusammenstellung ersichtlichen geänderten Fas- 
sung anzunehmen. 


b) Abgelehnte Änderungsanträge 

Die nachfolgend aufgeführten Änderungsanträge 
der Gruppe der PDS fanden im Ausschuß keine 
Mehrheit: 

1. In Artikel 1 „Änderung des Anspruchs- und An- 
wartschaftsüberführungsgesetzes" wird Nummer 1 
wie folgt ergänzt: 

In § 4 Abs. 4 

a) werden in Satz 1 die Worte „31. Dezember 
1993" ersetzt durch die Worte „31. Dezember 
1996", 

b) wird folgender Satz angefügt: „Darüber hinaus 
werden nach dem 31. Dezember 1996 auf be- 
sonderen Antrag Ansprüche nach den Vor- 
schriften nach Satz 1 berechnet, wenn die An- 
nahme besteht, daß das für die/den Versi- 
cherte/n günstiger ist. " , 

c) wird der bisherige Satz der Nummer 1 angefügt. 

2. In Artikel 1 „Änderung des Anspruchs- und An- 
wartschaftsüberführungsgesetzes" wird Nummer 3 
wie folgt geändert: 

§6 

„Art der Überführung in die Rentenversicherung" 
wird wie folgt neu gefaßt: 

„(1) Den Pflichtbeitragszeiten nach diesem Ge- 
setz ist für jedes Kalenderjahr als Verdienst 
(§ 256a Abs. 2 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch) 
das erzielte Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkom- 
men höchstens bis zu dem jeweiligen Betrag der 
Anlage 3 zugrunde zu legen. 

(2) Für Zeiten, für die der Verdienst nicht mehr 
nachgewiesen werden kann, gilt § 256 b Abs. 1 des 
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch sinngemäß. " 

3. Artikel 1 „Änderung des Anspruchs- und An- 
wartschaftsüberführungsgesetzes " wird wie folgt 
geändert: 

Nach Nummer 3 wird eine neue Nummer 3 a ein- 
gefügt: 

Als neuer § 6 a wird eingefügt: 

„§6a 

Überführungsschritte 
in die Rentenversicherung 

(1) Für Bestandsrenten gelten als Überführungs- 
schritte: 

1. Die per 30. Juni 1990 bestehenden Ansprüche 
aus den Zusatzversorungssystemen 1 bis 27 
und aus den Sonderversorgungssystemen 1 bis 4 
(vgl. Anlagen 1 und 2) sind per 1. Juli 1990 nach 
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Artikel 2 RÜG neu zu berechnen. Grundlage 
für die Neuberechnung ist das der Beitragszah- 
lung zugrundehegende Einkommen. Für Be- 
rufsgruppen, die einen obligatorischen Rechts- 
anspruch auf zusätzliche Versorgung hatten, ist 
so zu verfahren, als hätten sie während der Zeit 
der Zugehörigkeit zu einem zusätzlichen Ver- 
sorgungssystem, frühestens ab 1. März 1971, 
eigene Beiträge zur Freiwilligen Zusatzrenten- 
versicherung (FZR) entsprechend ihrem Ein- 
kommen gezahlt. 

2. Die bis zum 31. Dezember 1991 erfolgten Ren- 
tenanpassungen sind nachzuholen. Die sich 
daraus ergebenden Rentenerhöhungen werden 
zur Hälfte auf die per 30. Juni 1990 gezahlte 
Zusatzversorgung angerechnet. 

3. Die Überführung in das SGB VI erfolgt unter 
Anwendung des § 307 a. 

(2) Für Neuzugänge vom 1. Juli 1990 bis 31. De- 
zember 1991 gelten als Überfühnmgsschritte: 

1. Bei Eintritt des Rentenfalls sind die Ansprüche 
für Berechtigte aus in Absatz 1 genannten Ver- 
sorgungen per 30. Juni 1990 aus der Pflichtver- 
sicherung und dem Versorgungssystem festzu- 
stellen. 

2. Die Ansprüche per 1. Juli 1990 sind nach Arti- 
kel neu zu berechnen. Die Neuberechnung 
erfolgt gemäß den Grundsätzen Absatz 1 Nr. 1 
Satz 2 und 3. 

3. Die Rentenanpassungen sind nach Absatz 1 
Nr. 2 nachzuholen. 

4. Die Überführung in das SGB VI erfolgt nach 
Absatz 1 Nr. 3. 

(3) Für Neuzugänge ab 1. Januar 1992 gelten als 
Überfühnmgsschritte : 

1, Für diese Berechtigten sind die Ansprüche 
per 30. Juni 1990, die Neuberechnung nach 
Artikel 2 und die Rentenanpassungen nach den 
Bestimmungen von Absatz 2 Nr. 1 bis 3 festzu- 
stellen bzw. vorzunehmen. 

2. Die Überführung in das SBG VI erfolgt unter 
Anwendung des § 256 a. " 

4. In Artikel 1 „Änderung des Anspruchs- und An- 
wartschaftsüberführungsgesetzes" wird als neue 
Nummer 3 b eingefügt: 

„ § 7 ist zu streichen. " 

5. In Artikel 1 „Änderung des Anspruchs- und An- 
wartschaftsüberführungsgesetzes" wird als neue 
Nummer 5 a eingefügt: 

„ § 10 ist zu streichen. " 

6. In Artikel 1 „Änderung des Anspruchs- und An- 
wartschaftsüberführungsgesetzes" wird nach 
Nummer 6 eine neue Nummer 6 a folgenden In- 
halts eingefügt: 

Der § 12 wird wie folgt gefaßt: 

„Rückerstattung von freiwilligen Beiträgen 
zur Krankenversicherung 

Empfänger von Leistungen des § 4 Abs. 2, die 
sich freiwillig in der gesetzlichen Krankenver- 


sicherung versichern mußten, erhalten für 1991 
gegen Nachweis von den Versorgungsträgem 
die gezahlten Beiträge zurück. " 

7. In Artikel 1 „Änderung des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes" wird nach 
Nummer 8 eine neue Nummer 8 a folgenden 
Wortlauts eingefügt: 

„In § 15 werden gestrichen der gesamte Ab- 
satz 2, in Absatz 3 der Satz 2 und in Absatz 4 der 
Satz 2." 

8. In Artikel 1 „Änderung des Anspruchs- und An- 
wartschaftsüberführungsgesetzes" wird die bis- 
herige Nummer 1 1 gestrichen. 

9. In Artikel 1 „Änderung des Anspruchs- und 
Anwartschaftsüberführungsgesetzes" wird Num- 
mer 12 wie folgt geändert: 

„Die Anlagen 4 bis 8 sind zu streichen. " 

10. Artikel 2 „Änderung des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch " wird wie folgt gefaßt: 

1. In § 233 a wird nach Absatz 4 ein neuer Ab- 
satz 5 folgenden Wortlauts eingefügt: 

„(5) Blinde und Sonderpflegegeldempfänge- 
rinnen und -empfänger, die nach den gesetz- 
lichen Regelungen in der DDR versicherungs- 
pflichtig, aber von der Zahlung des eigenen 
Beitrags befreit waren, gelten für die Zeit ihrer 
Berufstätigkeit als nachversichert. " 

2. In § 233 a wird nach Absatz 5 als neuer Ab- 
satz 6 angefügt: 

„(6) Als Zeiten einer versicherungspflichti- 
gen Tätigkeit gelten auch Zeiten, in denen 
Versicherte 

a) vor dem 3. Oktober 1990 außerhalb des Bei- 
trittsgebiets eine Beschäftigung ausgeübt 
haben, für die nach den im Aufenthaltsstaat 
geltenden Rechtsvorschriften eine Pflicht- 
versicherung bestanden hat oder nach den 
im Beitrittsgebiet geltenden Rechtsvor- 
schriften bestanden hätte; bei Personen, die 
nicht Deutsche sind, jedoch nur, wenn im 
Beitrittsgebiet für mindestens fünf Jahre 
eine versicherungspflichtige Tätigkeit aus- 
geübt worden ist, 

b) sich vor dem 3. Oktober 1990 im Rahmen 
der dienstlichen Entsendung von Ehepaa- 
ren außerhalb des Beitrittsgebeits aufgehal- 
ten haben, ohne selbst eine berufliche Tä- 
tigkeit auszuüben, wenn unmittelbar vor 
der Entsendung eine Pflichtversicherung 
bestanden hat, 

c) vor dem 1. März 1959 Mitglied einer land- 
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaft 
waren, 

d) in der Zeit vom 1. Januar 1946 bis 31. De- 
zember 1970 als mitarbeitende Familienan- 
gehörige selbständiger Land- und Forst- 
wirte tätig waren, 

e) in der Zeit vom 1. Januar 1946 bis 31. De- 
zember 1970 als selbständig Tätige oder de- 
ren mitarbeitende Ehegatten tätig gewesen 
sind. " 
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11. Artikel 2 „Änderung des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch" wird wie folgt gefaßt: 

Es wird ein neuer § 237 a folgenden Wortlauts 
eingefügt: 

„ § 237 a 

Altersrente für Frauen 

Anspruch auf Altersrente für Frauen besteht 
auch für Versicherte, die am 18. Mai 1990 ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Bei- 
trittsgebiet (§ 18 Abs. 3 Viertes Buch Sozialge- 
setzbuch) hatten, wenn sie 

1. bis zum 31. Dezember 2001 das 60. Lebensjahr 
vollendet und 

2. die Wartezeit von 15 Jahren erfüllt haben. " 

12. Artikel 2 „Änderung des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch" wird wie folgt gefaßt: 

Der § 248 wird wie folgt geändert: 

1. An Absatz 3 Nr. 2 werden die Worte „mit Aus- 
nahme von Personen nach § 233a Abs. 5" an- 
gefügt. 

2. Absatz 3 Nr. 3 ist zu streichen. 

3. Als Nummer 3 wird eingefügt: 

Anlage 11 „Verdienst für freiwillige Beiträge im 
Beitrittsgebiet" ist wie folgt zu ändern; 

a) Spalte 2 erhält als neue Überschrift „1. Fe- 
bruar 1947 bis 31. Dezember 1990". 

b) Die Spalte 3 ist zu streichen. 

13. Artikel 2 „Änderung des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch" wird wie folgt gefaßt: 

In § 252 a wird in Absatz 1 die Nummer 1 zu 
Nummer 1 a und die Buchstaben b und c folgen- 
den Wortlauts angefügt: 

„b) eine versicherte Beschäftigung wegen eines 
Frauensonderstudiums, eines postgradualen 
Studiums oder einer ordentlichen Aspirantur 
unterbrochen oder nicht ausgeübt hat, 

c) sich in einem Direktstudium befunden ha- 
ben, das nach Artikel 2 RÜG § 19 Absatz 2 
Nummer 4 als Zeit einer versicherungspflich- 
tigen Tätigkeit anerkannt wird, " 

14. Artikel 2 „Änderung des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch" wird wie folgt gefaßt: 

§ 256a wird wie folgt geändert: 

1. An Absatz 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Für Angehörige der Altersversorgung der In- 
telligenz an pädagogischen Einrichtungen 
(vgl. AAÜG Anlage 1 Nr. 18) ist der Verdienst 
abweichend von Satz 1 und 2 mit dem Wert der 
Anlage 10a zu vervielfältigen." 

2. In Absatz 3 werden nach Satz 2 folgende Sätze 
eingefügt: 

,Für Versicherte, die Ansprüche aus der „Ver- 
ordnung über die Pflichten und Rechte der Ei- 


senbahner in der Deutschen Demokratischen Re- 
publik" vom 18. Oktober 1956 bzw. aus der „An- 
ordnung über die Alters-, Invaliden-, Unfall- und 
Hinterbliebenenversorgung für Mitarbeiter der 
Deutschen Post - Versorgungsordnung der Deut- 
schen Post" vom 8. November 1960 hatten, gel- 
ten Verdienste bis 1 200 Mark als in der freiwilli- 
gen Zusatzversicherung (FZR- Verordnung vom 
10. Februar 1971) versichert. Gleiches gilt für 
Versicherte, die wegen in einem Sonderversor- 
gungssystem erworbenen Anwartschaften neben 
Pflichtbeiträgen zur Sozialversicherung bis zum 
Ablauf des 31. Dezember 1977 Beiträge zur FZR 
nicht gezahlt haben. 1 

15. Artikel 2 „Änderung des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch" wird wie folgt gefaßt: 

1. In § 259c werden nach den Worten „Zustim- 
mung des Bundesrates" eingefügt die Worte 
„die Werte der Anlage 10a sowie". 

2. Als Nummer 4 wird angefügt: 

Nach Anlage 10 ist eine Anlage 10 a folgender 
Überschrift einzufügen: 

„Werte zur Umrechnung der Beitragsbemes- 
sungsgrundlagen für Angehörige der zusätz- 
lichen Versorgung der Pädagogen in Einrich- 
tungen der Volks- und Beruf sbildung. 

Der Bundesminister fügt die Werte von 1945 
bis 1990 über den Verordnungsweg ein." 

16. Artikel 2 „Änderung des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch" wird wie folgt gefaßt: 

In § 307 a wird nach Absatz 8 ein Absatz 8 a fol- 
genden Wortlauts eingefügt: 

„(8 a) Abweichend von Absatz 1 ist eine Rente 
nach den Vorschriften dieses Buches neu zu be- 
rechnen, wenn die begründete Annahme besteht, 
daß sich daraus ein höherer Rentenanspruch ab- 
leitet. Die Neuberechnung erfolgt auf Antrag." 

17. Artikel 2 „Änderung des Sechsten Buches Sozial- 
gesetzbuch" wird wie folgt gefaßt: 

In § 315a Satz 3 und in § 319 a Satz 2 werden je- 
weils die Worte „vom 1. Januar 1996 an" ersetzt 
durch die Worte „nachdem der aktuelle Renten- 
wert Ost gleich dem Rentenwert West" . 

18. Es wird ein neuer Artikel 2 a folgenden Inhalts 
eingefügt: 

, Artikel 2 a 

Änderung des Artikels 2 RÜG - 
Übergangsrecht nach den Vorschriften 
des Beitrittsgebiets 

In § 1 Absatz 1 ist folgender Satz anzufügen: 

„Darüber hinaus wird auch nach dem 31. Dezem- 
ber 1996 auf besonderen Antrag eine Rente nach 
den Vorschriften des Artikels berechnet, wenn 
die Annahme besteht, daß das für die/den Versi- 
cherte/n günstiger ist. " 1 
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19. Nach Artikel 5 wird ein neuer Artikel 5 a folgen- 
den Wortlauts eingefügt: 

»Artikel 5 a 

Änderung des Gesetzes 
zur Zahlung eines Sozialzuschlags zu Renten 
im Beitrittsgebiet (Artikel 40 RÜG) 

vom ... in der Fassung vom . . . 

1. In § 1 werden die Worte „längstens bis zum 
31. Dezember 1996" sowie „vor dem 1. Januar 
1994" gestrichen. 

2. Der § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Der Sozialzuschlag wird in Höhe des Be- 
trages gezahlt, um den das monatliche Ein- 
kommen den Betrag von 600 DM unter- 
schreitet. " 

b) Satz 3 wird wie folgt neu gefaßt: 

„Der in Satz 1 genannte Betrag erhöht sich 
jeweils mit der Anpassung der Renten im 
gleichen Vomhundertsatz wie der aktuelle 
Rentenwert erstmals zum 1. Juli 1992. " ' 

20. Nach Artikel 5 wird ein neuer Artikel 5 b folgen- 
den Wortlauts eingefügt: 

, Artikel 5 b 

Gesetz zur Fortzahlung von Betriebsrenten 
nach der „Anordnung zur Einführung 
einer Zusatzrentenversorgung für Arbeiter 
und Angestellte in den wichtigsten 
volkseigenen Betrieben" vom 9. März 1954 

(Betriebsrenten-Fortzahlungsgesetz - BR-Fort) 
§1 

Zahlungen 

Die Zahlungen gemäß der „Anordnung zur 
Einführung einer Zusatzrentenversorgung für Ar- 
beiter und Angestellte in den wichtigsten volks- 
eigenen Betrieben" sind ab 1. Januar 1992 unge- 
ändert weiter zu gewähren. 

§2 

Träger 

Versorgungsträger im Sinne dieses Gesetzes 
sind die Rechtsnachfolger der betreffenden Be- 
triebe. 

§3 

Verordnungsermächtigung 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung wird ermächtigt, Einzelheiten zur Überfüh- 
rung durch Rechtsverordnung zu regeln.' 

21. Artikel 6 „Übergangsvorschriften" wird wie folgt 
neu gefaßt: 

„Bestand am ... (Tag der Verkündung des Ge- 
setzes) Anspruch auf eine Rente, der Pflichtbei- 
tragszeiten zugrunde liegen, für die als Verdienst 
ein Arbeitsentgelt oder Arbeitseinkommen nach 
§ 6 Abs. 2 oder Absatz 3 bzw. nach § 7 des An- 


spruchs- und Anwartschaftsüberführungsgeset- 
zes in der am 31. Dezember 1995 geltenden Fas- 
sung festgestellt worden ist, ist die Rente neu 
festzustellen. Die Renten für alle Ansprüche zwi- 
schen dem 1. Januar 1992 und dem 31. Dezember 
1995 sind ebenfalls neu festzustellen und die sich 
ergebenden Differenzen zur bereits gezahlten 
Rente nachzuzahlen." 

Nach Satz 1 wird folgender neuer Satz 2 einge- 
fügt: 

„Die Renten für alle Ansprüche zwischen dem 
1. Januar 1992 und dem 31. Dezember 1995 sind 
ebenfalls neu festzustellen und die sich ergeben- 
den Differenzen zur bereits gezahlten Rente 
nachzuzahlen. " 

c) Petitionen 

Im Laufe der Ausschußberatungen wurden auch 
mehrere Petitionen behandelt, zu denen der Peti- 
tionsausschuß Stellungnahmen nach § 109 GO-BT 
angefordert hatte. Dem Anhegen mehrerer Petenten 
(Ausschuß-Drucksache 749), die sich gegen die Re- 
gelungen über den Fortfall bzw. die Anrechnung von 
Dienstbeschädigungsteilrenten im AAÜG wenden, 
ist mit der Annahme des Gesetzentwurfs, der für die- 
sen Personenkreis einen Anspruch auf einen Dienst- 
beschädigungsausgleich vorsieht, entsprochen wor- 
den. Dem Anliegen weiterer Petenten (Ausschuß- 
Drucksache 753) nach Wegfall der Einkommensbe- 
grenzung ist teilweise Rechnung getragen worden, 
da die Einkommensbegrenzungen im Gesetzentwurf 
grundsätzlich neu geordnet werden. 

II. Wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der Gesetzentwurf beinhaltet zum einen die Neu- 
ordnung der Begrenzungsregelungen nach dem 
Anspruchs- und Anwartschaftsüberfühnmgsgesetz 
(AAÜG) und zum anderen die Schaffung eines 
Dienstbeschädigungsausgleichs. Nach dem Gesetz- 
entwurf sollen die Regelungen zur Begrenzung des 
für die Rentenberechnung berücksichtigungsfähigen 
Einkommens auf ehemalige hauptamtliche Mitarbei- 
ter des Staatssicherheitsdienstes sowie auf Personen, 
die durch Wahrnehmung politischer Verantwortung 
für das politische System in der ehemaligen DDR ein 
hohes Einkommen erzielt haben, beschränkt werden. 
Im übrigen sollen mit dem Gesetzentwurf Härten be- 
seitigt werden, die sich nach dem geltenden Recht 
dadurch ergeben, daß Dienstbeschädigungsrenten 
neben Altersrenten oder Renten wegen verminderter 
Erwerbsfähigkeit nicht geleistet werden können. 

Durch die im Gesetzentwurf in der Fassung der 
Beschlußempfehlung vorgeschlagenen Maßnahmen 
fallen wegen der Änderung des Inkrafttretens die für 
das Jahr 1996 angesetzten Mehrausgaben in Höhe 
von 142 Mio. DM (hiervon Bund rd. 42 Mio. DM und 
Länder rd. 100 Mio. DM) nicht an, so daß sich erst 
vom Jahre 1997 an zusätzliche Aufwendungen erge- 
ben, die sich für 1997 auf 179 Mio. DM (hiervon Bund 
53 Mio. DM und Länder 126 Mio. DM) belaufen. Die 
Kosten für den vorgesehenen Dienstbeschädigungs- 
ausgleich betragen 10 Mio. DM (4,6 Mio. DM Bund 
und 5,4 Mio. DM Länder). 
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in. Ausschußberatungen 

Die Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU wiesen 
darauf hin, daß der Gesetzentwurf der Bundesregie- 
rung den Eckpunkten der Entschließung der Koali- 
tionsfraktionen zur Änderung des AAÜG vom 7. Fe- 
bruar 1996 entspreche. Durch die vorgesehene Neu- 
regelung würden die Begrenzungen für 75 Prozent 
der bisher betroffenen Angehörigen der Zusatz- und 
Sonderversorgungssysteme der ehemaligen DDR 
aufgehoben. Begrenzungen werde es auch weiter- 
hin für alle ehemaligen hauptberuflichen Mitarbeiter 
des Staatssicherheitsdienstes geben. Darüber hinaus 
seien weiterhin Begrenzungen für Personen vorge- 
sehen, die aufgrund der Wahrnehmung politischer 
Verantwortung oder Mitverantwortung in der ehe- 
maligen DDR ein besonders hohes Einkommen er- 
zielt hätten. Die Begrenzungen seien dabei auf Per- 
sonen ab der Funktion eines Hauptabteilungsleiters 
der Gehaltsstufe E 3 im Staatsapparat oder auf Per- 
sonen in vergleichbaren Gehaltsstufen in anderen 
Bereichen, beispielsweise der NVA, beschränkt. Mit 
der Neuordnung der Begrenzungsregelungen werde 
sichergestellt, daß überdurchschnittlich hohe Ein- 
kommen auch in Zukunft nicht zu überdurchschnitt- 
lich hohen Renten führten. Eine Besserstellung von 
Personen, die innerhalb des politischen Systems der 
ehemaligen DDR besondere Verantwortung getragen 
hätten, gegenüber denjenigen, denen in der ehema- 
ligen DDR eine berufliche Karriere aus politischen 
Gründen versagt gebheben sei, solle weiterhin nicht 
erfolgen. Aus der Sicht der Fraktion der CDU/CSU 
werde die beabsichtigte Neuordnung der Begren- 
zungsregelungen bei den Betroffenen auf breite Zu- 
stimmung stoßen, zudem sei die neue Regelung auch 
für die Verfolgten und Benachteiligten des SED-Re- 
gimes akzeptabel. Mit dem Gesetzentwurf werde 
insbesondere auch den Bemühungen der ostdeut- 
schen CDU-Abgeordneten um eine Korrektur der Be- 
grenzungsbestimmungen des AAÜG Rechnung ge- 
tragen. Im übrigen wiesen sie darauf hin, daß der von 
der Bundesregierung vorgelegte Gesetzentwurf auch 
von den neuen Bundesländern mitgetragen werde. 
Sie bedauerten es daher, daß über den Gesetzent- 
wurf mit den anderen Bundestagsfraktionen kein 
Konsens habe erzielt werden können. 

Die Mitglieder der Fraktion der SPD hoben hervor, 
daß das Rentenüberleitungsgesetz insgesamt eine 
große soziale Leistung im Einigungsprozeß bleibe. 
Die Kürzung bzw. Begrenzung der Renten aus Zusatz - 
und Sonderversorgungssystemen, mit der die Wert- 
neutralität des Rentenrechts verletzt werde, sei aller- 
dings ein grundlegender Makel dieses Gesetzes ge- 
wesen, das deshalb der weiteren Korrektur bedürfe. 
Die Fraktion der SPD habe deshalb wiederholt - auch 
mit einem eigenen Gesetzentwurf - versucht, den 
politisch falschen Kürzungsmechanismus wieder aus 
dem Rentenrecht zu entfernen. Mit Blick auf den Ge- 
setzentwurf äußerten sie erhebliche Zweifel am Be- 
stand der vorgesehenen Neuregelungen, da es nach 
wie vor Rentenkürzungen geben solle. In diesem Zu- 
sammenhang vertraten sie die Auffassung, daß die im 
Gesetzentwurf verwendete Formulierung „Renten- 
kürzungen wegen besonderer Verantwortung oder 
Mitverantwortung für die Stärkung oder Aufrechter- 
haltung des politischen Systems der ehemaligen 


DDR" zur erforderlichen Abgrenzung nicht trenn- 
scharf genug sei. Im übrigen begrüßten sie, daß der 
von der Fraktion der SPD geforderte Ausgleich für 
Dienstbeschädigungen in den Gesetzentwurf aufge- 
nommen worden sei. Zugleich bemängelten sie aber, 
daß die Beseitigung der Benachteiligung bei der Ren- 
tenüberführung für die Beschäftigten der Deutschen 
Reichsbahn und der Deutschen Post für die Zeit zwi- 
schen 1971 und 1973 im Gesetzentwurf nicht vorgese- 
hen sei. Die Fraktion der SPD begrüße zwar die im Ge- 
setzentwurf vorgesehenen Verbesserungen bei be- 
stimmten Personengruppen, halte aber an ihrer Ein- 
schätzung fest, daß es dennoch eine Befriedung aller 
Betroffenen nicht geben werde. Ausgehend von ihrer 
Grundposition, daß politisch motivierte Kürzungen im 
Rentenrecht grundsätzlich fehl am Platze seien, lehn- 
ten sie den Gesetzentwurf deshalb ab. 

Die Mitglieder der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN unterstrichen, daß sich die Rentenversicherung 
nicht als Instrument der Vergangenheitsbewältigung 
eigne. Sie hielten es daher weiterhin für hochproble- 
matisch, Begrenzungen nach Funktionen einzufüh- 
ren. Die derzeit geltenden Begrenzungsregelungen 
hätten daher in vielen Fällen zu Ungerechtigkeiten 
geführt. Die Fraktion BÜNDNIS 90/DEE GRÜNEN be- 
grüße deshalb grundsätzlich jede Verbesserung der 
entsprechenden Teüe des Rentenüberleitungsgeset- 
zes. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werde aller- 
dings das Problem nicht in ausreichendem Umfang 
behoben und es sei daher zweifelhaft, ob die Neurege- 
lung zu befriedigenden Ergebnissen führen werde. 
Angesichts der im Gesetzentwurf vorgesehenen Kon- 
struktion, nach der es um eine Kürzung der Einkom- 
men für solche Tätigkeiten gehe, die abstrakt betrach- 
tet für den SED-Staat von besonderer Nützlichkeit ge- 
wesen seien, werde es auch in Zukunft Abgrenzungs- 
schwierigkeiten geben und es werde vermutlich zu 
weiteren Ungerechtigkeiten kommen. In diesem Zu- 
sammenhang verwiesen sie darauf, daß die nunmehr 
erforderlichen Einzelfallprüfungen für die Rentenver- 
sicherungsträger besonders schwierig seien. 

Die Mitglieder der Fraktion der F.D.P. unterstrichen, 
daß grundsätzlich von allen im Deutschen Bundestag 
vertretenen Fraktionen Korrekturbedarf beim Ren- 
tenüberleitungsgesetz gesehen werde. Ziel der Kor- 
rekturen sei es, die Absenkungen bei einem mög- 
lichst großen Personenkreis abzubauen. Zum vorlie- 
genden Gesetzentwurf stellten sie fest, daß aus Sicht 
der Fraktion der F.D.P. eine weitergehende Korrek- 
tur, und zwar eine vollständige Aufhebung des sog. 
Kappungskataloges aufgrund der Zugehörigkeit zu 
bestimmen Gehaltsgruppen und Versorgungssyste- 
men, angestrebt worden sei. Der nunmehr vorgese- 
henen Regelung, die auf die schwierige Konsensfin- 
dung innerhalb der Koalitionsfraktionen, aber auch 
zwischen und mit den neuen Bundesländern zurück- 
zuführen sei, könne jetzt nur zugestimmt werden. 
Der Gesetzentwurf, der den Kreis der bisher von den 
Begrenzungsregelungen Betroffenen um 75 Prozent 
verringere, sei ein Kompromiß, der sowohl bei den 
Betroffenenverbänden als auch bei den neuen Bun- 
desländern auf breite Akzeptanz stoße. Abschließend 
verwiesen sie darauf, daß schließlich auch die derzei- 
tigen finanziellen Gegebenheiten den Umfang der 
Regelungen bestimmt hätten. 
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Die Vertreterinnen der Gruppe der PDS stellten fest, 
daß der Gesetzentwurf zwar einen Schritt in die rich- 
tige Richtung darstelle, aber bei weitem nicht ausrei- 
che, um den Mißbrauch des Rentenrechts als Straf- 
recht in vollem Umfang zu beseitigen. Auch im vor- 
liegenden AAÜG-Änderungsgesetz werde willkür- 
lich festgelegt, welche Personen als besonders „sy- 
stemverbunden" einzustufen seien und aus diesem 
Grund Begrenzungen ihrer Rente hinnehmen müß- 
ten. Im übrigen bezeichneten sie den Gesetzentwurf 
als halbherzig, da eine rückwirkende Korrektur nicht 
vorgesehen sei. Zugleich äußerten sie die Befürch- 
tung, daß mit der Verabschiedung des Gesetzent- 
wurfs das Kapitel Rentenüberleitung für die laufende 
Legislaturperiode endgültig geschlossen werde. Sie 
unterstrichen dabei die dringende Notwendigkeit, 
die bestehenden Überführungslücken bei DDR-An- 
wartschaften zu schließen. In diesem Zusammen- 
hang verwiesen sie insbesondere auf die Anerken- 
nung der Zeiten von Blinden, Sondergeldempfän- 
gem und -empfängerinnen, mithelfenden Ehefrauen 
von Land- und Forstwirten, Handwerkern und ande- 
ren Selbständigen sowie die Anerkennung von Aspi- 
ranturen und Frauensonderstudien. Im übrigen for- 
derten sie auch die Beseitigung des bestehenden 
Versorgungsunrechts, das eine große Zahl von Ange- 
hörigen der Zusatz- und Sonderversorgungssysteme 
betreffe. Sie legten daher eine Reihe von Änderungs- 
anträgen vor, die darauf abzielten, die aus ihrer Sicht 
bestehenden Überführungslücken zu schließen und 
das bestehende Versorgungsunrecht zu beseitigen. 
Abschließend bemerkten sie, daß der Gesetzentwurf 
daher keineswegs zu einer Befriedung aller Betroffe- 
nen führen werde. 

B. Besonderer Teil 

Zur Begründung der einzelnen Vorschriften wird - so- 
weit sie im Verlauf der Ausschußberatungen nicht 
geändert oder ergänzt wurden - auf den Gesetzent- 
wurf verwiesen. Hinsichtlich der vom Ausschuß für 
Arbeit und Sozialordnung geänderten oder neu ein- 
gefügten Vorschriften ist folgendes zu bemerken: 

Zu Artikel 1 

Zu Nummer 3 

Es handelt sich um redaktionelle Klarstellungen. 

Zu Nummer 5 a (neu) 

Klarstellung, daß die Entscheidung des Versorgungs- 
trägers über die Zahlbetragsbegrenzung auch in den 
Fällen des § 10 Abs. 2 Satz 2 durch Bescheid zu erfol- 
gen hat. 

Zu Nummer 6 

Die Ergänzung in Absatz 1 war bisher durch § 11 
Abs. 3 Satz 2 geregelt und wird wegen der Neufas- 
sung von Absatz 3 sachgerecht redaktionell umge- 
stellt. 

Die Änderung in Absatz 3 stellt klar, daß der An- 
spruch auf eine Versorgungsleistung nach § 11 
Abs. 1 Satz 1 Buchstabe a zum Ende des Monats ent- 


fällt, der dem Monat vorangeht, in dem erstmals eine 
Rente wegen Alters vorzeitig bezogen werden kann, 
ohne aufgrund des vorzeitigen Rentenbezugs eine 
Rentenminderung in Kauf nehmen zu müssen. Die 
Ergänzung gewährleistet, daß der Berechtigte nicht 
auf die Inanspruchnahme einer Rente wegen Alters 
vor dem maßgebenden Rentenalter und mit entspre- 
chenden Rentenminderungen verwiesen werden 
kann. 

Die Änderung in Satz 1 des Absatzes 3 a stellt klar, 
daß der Versorgungsträger auch den Berechtigten 
zur Rentenantragsstellung auffordert, der bereits den 
Anspruch auf Rente wegen Alters erfüllt. Satz 2 wird 
dahingehend ergänzt, daß der Anspruch auf die Ver- 
sorgungsleistung nicht bereits mit Fristablauf ruht 
sondern aufgrund verwaltungsökonomischer Gründe 
erst mit Ablauf des Monats, in dem die Frist abläuft. 
Der Anspruch soll gemäß Satz 3 erst wieder zu dem 
Zeitpunkt aufleben, zu dem der Berechtigte den Ren- 
tenantrag stellt. Soweit der Berechtigte nachweist, 
daß die Voraussetzungen für den Anspruch auf Al- 
tersrente zu dem Zeitpunkt nicht erfüllt waren, als er 
aufgefordert wurde den Antrag zu stellen, lebt der 
Anspruch gemäß Satz 4 rückwirkend wieder auf und 
dem Berechtigten ist die Versorgungsleistung nach- 
zuzahlen. Satz 5 stellt klar, daß die Sätze 1 bis 4 auch 
anzuwenden sind, wenn der Berechtigte, der eine 
Teilrente wegen Alters bezieht, voraussichtlich die 
Voraussetzungen für eine höhere Rente als die bisher 
bezogene Teilrente erfüllen wird, da der Versicherte 
in diesen Fällen die höhere Rente gemäß § 100 
Abs. 2 SGB VI nur auf Antrag erhält. 

Durch die Änderungen in Absatz 3 b wird das Ge- 
wollte redaktionell klargestellt. Danach soll ein Aus- 
gleichsbetrag ermittelt werden, der grundsätzlich si- 
cherstellt, daß der Berechtigte bei Bezug der Rente 
nach den Vorschriften des Sechsten Buches Sozialge- 
setzbuch ein gleichhohes monatliches Gesamtein- 
kommen hat, wie vor dem Wechsel in diese Rente, 
d. h. insbesondere, daß sich beim Bezug einer Rente 
nach den Vorschriften des Sechsten Buches Sozialge- 
setzbuch zusammen mit dem gezahlten Ausgleichs- 
betrag regelmäßig ein gleichhoher Gesamtzahl- 
betrag ergibt, wie z. Z. des Bezugs der Versorgungs- 
leistung nach Abzug der Beiträge zur Kranken- und 
sozialen Pflegeversicherung. Der Ausgleichsbetrag 
ist stets neu zu ermitteln, wenn sich der Monatsbe- 
trag der Rente wegen einer Veränderung bei Hinzu- 
verdienst ändert oder sich die zugrundeliegende Ver- 
sorgungsleistung geändert hätte. Ebenfalls ist zum 
Zeitpunkt der Anpassung der Renten der gesetz- 
lichen Rentenversicherung eine Neufeststellung des 
Ausgleichsbetrags vorzunehmen. 

Aufgrund der Ergänzung in Absatz 5 verbleibt es für 
Übergangsrenten gemäß § 1 1 Abs. 1 Satz 1 Buchsta- 
be b (wie für Dienstbeschädigtenteilrenten und Inva- 
lidenteilrenten) bei der bisherigen Regelung (Wegfall 
der Leistung erst bei Beginn einer Rente wegen Al- 
ters, spätestens aber ab Vollendung des 65. Lebens- 
jahres), da es sich hierbei nicht um eine Vollversor- 
gung gemäß § 11 Abs. 1 Satz 1 Buchstabe a handelt. 

In Absatz 5 a Folgeänderung zur Änderung des Zeit- 
punkts des Inkrafttretens. 
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Zu Nummer 7 

Redaktionelle Klarstellung im Hinblick auf die Recht- 
sprechung des Bundessozialgerichts. 

Zu Artikel 3 

Folgeänderungen zur Änderung des Zeitpunkts des 
Inkrafttretens. 

Zu Artikel 6 

In Satz 1 Folgeänderung zur Änderung des Zeit- 
punkts des Inkrafttretens. 

Bei der Änderung in Satz 4 handelt es sich um eine 
redaktionelle Klarstellung. 

Die Ergänzung bewirkt, daß in Fällen, in denen zum 
Zeitpunkt der Verkündung dieses Gesetzes bereits 


eine Rente bezogen wird, die Rente nur auf Antrag 
des Berechtigten neu festzustellen ist, wenn ihr Zei- 
ten der Zugehörigkeit zu einem Versorgungssystem 
zugrunde liegen. Begünstigt sind hiervon Berech- 
tigte, die nach Ausscheiden aus einem Versorgungs- 
system erneut in dasselbe Versorgungssystem wieder 
einbezogen worden sind und hierfür eine Wartezeit 
von 2 Jahren erfüllen mußten. 

Zu Artikel 7 
Zu Absatz 1 

Änderung des Zeitpunkts des Inkrafttretens. 

Zu Absatz 5 

Die gesamte Neuregelung des § 11 soll mit dem Tag 
nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft treten. 


Bonn, den 25. September 1996 


Manfred Grund Ulrike Mäscher 


Andrea Fischer (Berlin) Uwe Lühr 


Petra Bläss 


Berichterstatter Berichterstatterin 


Berichterstatterin 


Berichterstatter Berichterstatterin 


18 





Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 531 13 Bonn 

Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 13 20, 53003 Bonn, Telefon: 02 28/3 82 08 40, Telefax: 02 28/3 82 08 44 

ISSN 0722-8333 


